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Die Vorsitzende, Abg. Höfs, eröffnet die Sitzung um 10:05 Uhr und stellt die Beschlussfähig-

keit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden Fassung gebilligt. 

Punkt 1 der Tagesordnung: 

Kompetenzanalyse „Minderheiten als Standortfaktor im 
deutsch-dänischen Grenzland“ 

a) Vorstellung des Projekts 

Berichterstatter: LP Martin Kayenburg 

LP Kayenburg führt zum Hintergrund der in Auftraggabe der Kompetenzanalyse „Minderhei-

ten als Standortfaktor im deutsch-dänischen Grenzland“ unter anderem aus, die gegenwärti-

gen und künftigen Veränderungen der Regionalstruktur in Dänemark und Schleswig-Holstein 

und der damit einhergehende politische, wirtschaftliche und soziokulturelle Wandel verlange 

nach einem modernen und zukunftsfähigen Profil für die deutsch-dänische Grenzregion. Wäh-

rend Wirtschafts- und Sozialstrukturuntersuchungen bereits vorlägen, sei ein gesellschaftspo-

litisches Leitbild für die Grenzregion noch nicht vorhanden. Mit der vom Landtag in Auftrag 

gegebenen wissenschaftlichen Studie werde deshalb versucht, anhand der regionsspezifischen 

Besonderheiten im deutsch-dänischen Grenzland einen möglichen sprachlichen, kulturellen 

und wirtschaftlichen Mehrwert der Minderheiten für die Mehrheitsbevölkerung aufzuspüren, 

zu überprüfen und zu analysieren. Auf dieser Grundlage könne dann ein modernes, zukunfts-

fähiges Regionsprofil entwickelt werden, um das Profil der Landesteile Nord- und Süd-

schleswig zu schärfen. 

Als zusätzlichen positiven Effekt nennt LP Kayenburg die mögliche Profilierung der deutsch-

dänischen Grenzregion auf europäischer Ebene im Zusammenhang mit der neuen Programm-

planungsperiode für die INTERREG-Programme. Es sei zu erwarten, dass die Kompetenzana-

lyse auch prüfe und feststelle, inwieweit kulturelle und wirtschaftliche Aspekte der Minder-

heiten und Volksgruppen bei der Vergabe von INTERREG-Mittel relevant seien. In einem 

zweiten Schritt könnten die Ergebnisse der Kompetenzanalyse dann eventuell in einem grenz-

überschreitenden INTERREG-Projekt umgesetzt werden. 

Zum Hintergrund der Vergabe des Auftrags der Erstellung der Kompetenzanalyse an das In-

stitut EURAC berichtet er, der Landtag habe sich hierbei der minderheitenpolitischen Kompe-

tenz des DialogForumNorden (DFN) bedient, dass auch als Ansprechpartner und Rückkopp-

lungsgremiums während der Erarbeitung der Studie zur Verfügung stehe. Er verweist auf das 
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der Ausschreibung zugrunde liegende Anforderungsprofil, das den Ausschussmitgliedern vor-

liege. Die unter Einbeziehung von insgesamt 13 Instituten erfolgte Ausschreibung habe ledig-

lich zu vier Rückmeldungen geführt. Nach Prüfung dieser Rückmeldungen habe das DFN den 

Vorschlag für die Auftragsvergabe an die Europäische Akademie (EURAC) gemacht, dem 

der Landtag auch gefolgt sei. 

LP Kayenburg stellt sodann Frau Dr. Tove Malloy, die Projektleiterin der Studie von der   

EURAC vor. Es werde während Ihres Aufenthalts in den nächsten Tagen schon erste Treffen 

mit Vertretern der vier Minderheiten und Volksgruppen in Schleswig-Holstein und Däne-

mark, Mitgliedern der Grenzvereine sowie Professoren und Leitern von grenzüberschreiten-

den Studiengängen der Universitäten geben. Im Mai dieses Jahres sei dann die Vorlage eines 

Zwischenberichts vorgesehen, der dem Nordschleswig- und dem Friesengremium sowie dem 

Europa-, dem Bildungs-, und dem Wirtschaftsausschuss des Landtages zur Beratung zugelei-

tet werden solle. Mit dem Abschluss der Studie werde gegen Ende des Jahres gerechnet. Das 

sei insgesamt gesehen ein sehr ehrgeiziger Zeitplan, er gehe jedoch davon aus, dass dieser 

eingehalten werden könne.  

Zusammenfassend stellt LP Kayenburg fest, dass mit dem Projekt Neuland betreten werde. Er 

hoffe, dass ein wegweisendes Ergebnis erzielt werden könne, um gewissermaßen einen 

„Leuchtturm“ der Minderheitenpolitik daraus entwickeln zu können. Über eine öffentliche 

Präsentation des Ergebnisses der Studie und der sich eventuell aus der Studie ergebenden 

Umsetzungsvorschläge werde man sich dann zur gegebenen Zeit unterhalten müssen. Er freue 

sich jedenfalls, dass mit der Europäischen Akademie Bozen ein kompetenter Partner gefunden 

worden sei, der einerseits genügend Distanz habe, andererseits aber auch hinreichende Prob-

lemnähe in Person von Frau Dr. Malloy als Dänin und ehemalige Mitarbeiterin des ECMI in 

Flensburg aufweise.  

b) Information über die EURAC in Bozen - Darstellung des Arbeits-
plans und des Zeitschemas  

Berichterstatterin: Dr. Tove Malloy, EURAC, Bozen 

(hierzu: Anlage 1 zu dieser Niederschrift) 

Frau Dr. Malloy stellt kurz die Organisation der Europäischen Akademie EURAC in Bozen 

vor und geht anhand eines Power-Point-Vortrags (Anlage 1 zu dieser Niederschrift) auf die 

Strategie, den Arbeitsplan und das Zeitschema für die Erstellung der Kompetenzanalyse 

„Minderheiten als Standortfaktor im deutsch-dänischen Grenzland“ ein. 
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c) Konzept für eine Anhörung junger Führungskräfte aus der deutsch-
dänischen Grenzregion 

Berichterstatter: Abg. Rolf Fischer 

Abg. Fischer berichtet über das letzte Treffen des DialogForumsNorden, bei dem unter ande-

rem über die Vergabe der Kompetenzanalyse gesprochen worden sei. Dabei sei die Idee ange-

sprochen worden, auch Gruppen in die Kompetenzanalyse einzubeziehen, die auf den ersten 

Blick mit Minderheiten nicht direkt etwas zu tun hätten, zum Beispiel Wirtschaftsjunioren, 

die für das Image und das Profil einer Region eine besondere Rolle spielten. Daraus sei die 

Idee entwickelt worden, eine Anhörung durch den Europaausschuss, Wirtschaftsausschuss 

und Bildungsausschuss des Landtages von jungen Führungskräften aus der deutsch-dänischen 

Grenzregion durchzuführen. Diese Anhörung könne man mit der Entgegennahme des Zwi-

schenberichts von Frau Dr. Malloy in einer gemeinsamen Sitzung der drei Ausschüsse kom-

binieren, sodass mit den jungen Führungskräften zugleich auch über den Zwischenbericht 

diskutiert werden könne. Für die Anhörung biete sich deshalb als Zeitpunkt ein Sitzungster-

min im Mai an, da zu diesem Zeitpunkt auch die Vorlage des Zwischenberichts angestrebt 

werde. 

In der anschließenden Aussprache erklärt Frau Dr. Malloy im Zusammenhang mit einer Frage 

von Abg. Ritzek, dass Schleswig-Holstein mit diesem Projekt Neuland betrete, vergleichbare 

andere Projekte im Zusammenhang mit Minderheiten in anderen Regionen gebe es noch 

nicht. 

Abg. Spoorendonk unterstützt diese Einschätzung und macht deutlich, dass das Verständnis 

von Minderheitenpolitik im Land Schleswig-Holstein ein ganz besonderes sei, dass jedoch 

auch immer wieder einem Wandel unterliege. 

Abg. Höfs stellt das Einverständnis der Ausschussmitglieder darüber fest, im Mai mit der 

Vorlage des Zwischenberichts zu der Kompetenzanalyse „Minderheiten als Standortfaktor im 

deutsch-dänischen Grenzland“ auch eine Anhörung junger Führungskräfte aus der deutsch-

dänischen Grenzregion durchzuführen. 
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Punkt 2 der Tagesordnung: 

Präsentation der Aktivitäten der Nordelbischen Kirche im Ostseeraum 
(Kaliningrad, Baltikum) 

Berichterstatter: Wolfgang Vogelmann, Dezernent für Mission, Ökumene, Ent-
wicklungsdienst und Diakonie 

Heike Spiegelberg, Pastorin im Seemannspfarramt der  
Nordelbischen Kirche 

(hierzu: Anlage 2 zu dieser Niederschrift 

Herr Vogelmann, Dezernent für Mission, Ökumene, Entwicklungsdienst und Diakonie bei der 

Nordelbischen Kirche, stellt kurz die Aktivitäten der Nordelbischen Kirche im Ostseeraum 

vor (Anlage 2 zu dieser Niederschrift). 

Frau Spiegelberg informiert anschließend über das Projekt „Carl-Blum-Haus“, ein Altenheim 

im Kaliningrader Gebiet, das von der Nordelbischen Kirche eingerichtet worden sei. Einlei-

tend beschreibt sie kurz den historischen und sozialen Hintergrund der ländlichen Region, die 

innerhalb Russlands zu den ärmsten Regionen gehöre. Das Spezifikum der Arbeit der lutheri-

schen Gemeinden in der Region bestehe darin, die Menschen aufzusuchen, ihnen Lebenshilfe 

und Unterstützung in der sich wandelnden Zeit zu geben und an einem Verständnis des Mit-

einanders von Zivilgesellschaft und Staat mitzuwirken. Neben der Betreuung von diakoni-

schen Einrichtungen in Kaliningrad selbst, zum Beispiel einem Kinderheim, stehe zurzeit das 

Projekt des „Carl-Blum-Hauses“ im Mittelpunkt. Im Zusammenhang mit der Einrichtung des 

Altenheimes, den dafür notwendigen Renovierungsarbeiten und Genehmigungen, sei es ge-

lungen, ein freundliches Verhältnis zwischen den staatlichen Behörden und der Kirche herzu-

stellen. Das Altenheim sei inzwischen eröffnet worden und die Bewohnerinnen und Bewoh-

ner seien eingezogen. Die Kirche werde jetzt versuchen, die umgerechnet etwa 3.000 € pro 

Jahr pro Bewohner für die Betreuung durch ein Patenschaftsmodell sicherzustellen. 

Abschließend berichtet Frau Spiegelberg noch über erste Gespräche für eine von den Kirchen 

vor Ort ökumenisch initiierte Betreuung von Seeleuten in den großen Häfen in der Region 

Kaliningrad. 

Außerdem zeigt sie Bilder aus der Region Kaliningrad, insbesondere von den von der Nordel-

bischen Kirche betreuten diakonischen Einrichtungen.  
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Herr von Plüskow, Mitglied im Förderverein des „Carl-Blum-Hauses“, betont, dieses erste 

Altenheim in der Region habe einen hohen Symbolwert für die ländliche Region, die sozial 

ausgeblutet sei. Obwohl die Stadt Kaliningrad boome, passiere auf dem Land weiterhin 

nichts. Er richtet an den Europaausschuss die Bitte, zu überlegen, ob er – eventuell gemein-

sam mit dem Sozialausschuss - eine Patenschaft für einen Pflegeplatz in dem Heim überneh-

men wolle. 

LP Kayenburg berichtet über ein Gespräch mit dem deutschen Generalkonsul in Kaliningrad, 

in dem dieser Kaliningrad immer wieder als Boomtown beschrieben habe, als eine Stadt, in 

der die Situation deutlich besser sei als noch vor einiger Zeit. 

Zur wirtschaftlichen Situation in Kaliningrad stellt Frau Spiegelberg fest, die Stadt Kalinin-

grad boome tatsächlich. Die Kirche habe jedoch mehr mit dem ländlichen Raum und mit de-

nen zu tun, die von dieser Entwicklung noch nicht profitiert hätten. 

Abg. Höfs bestätigt aufgrund eigener Besuche in der Region, dass die Entwicklung der Stadt 

Königsberg auf dem Land noch keine Spuren hinterlassen habe. Dort herrsche noch große 

Armut. 

Abg. Ritzek empfiehlt, Kontakt zum Deutschen Haus in Königsberg aufzunehmen, das sehr 

aktiv sei. Er möchte wissen, ob es Überlegungen gebe, in den drei baltischen Staaten und Ka-

liningrad eine Art Kirchentag abzuhalten, um die dort tätigen Kirchen einander näher zu brin-

gen. – Herr Vogelmann erklärt, diese Anregung nehme er gern auf, für den Jugendbereich sei 

so etwas auch schon initiiert worden. Er sehe jedoch keine Möglichkeit, einen ökumenischen 

Kirchentag auf die Beine zu stellen, da es insbesondere in Litauen auf der katholischen Seite 

noch erhebliche Vorbehalte gegen diese Entwicklung gebe. Man könne jedoch über eine Art 

regionalen Kirchentag im Ostseeraum nachdenken. 

Abg. Matthiessen begrüßt das Engagement der Kirche in der Region und möchte wissen, wel-

che Rolle die Kirche statistisch gesehen für die Menschen in der Region spiele. – Herr Vo-

gelmann antwortet, das variiere von Land zu Land, eine genaue Statistik reiche er gern nach. 

Festzustellen sei, dass einerseits in allen dieser Länder eine Missionssituation herrsche ande-

rerseits die Kirche bisher die einzige starke nichtstaatliche Organisation in diesen Ländern sei. 
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Punkt 3 der Tagesordnung: 

Bürgeranhörung 

Abg. Höfs berichtet über das Vorgespräch mit den Sprechern der Fraktionen und dem Land-

tagspräsidenten über die Durchführung der vom Ausschuss geplanten Bürgeranhörung. Man 

habe sich darauf verständigt, eine Anhörung durchzuführen, die mehr als eine normale Anhö-

rung eines Parlamentsausschusses sei. Hierauf aufbauend habe das Europareferat des Landta-

ges das als Tischvorlage vorliegende Konzept für eine Veranstaltung erarbeitet. Terminvor-

schlag sei der 6. Juli 2007. 

LP Kayenburg bemerkt, seiner Erinnerung nach habe man sich darauf verständigt, auf den 

Fragebogen der Europa-Union zurückzugreifen. Das bedeute für ihn, dass die Europa-Union 

einen Fragebogen erarbeite, ihn herausgebe und auch auswerte und sich der Landtag in der 

Konsequenz daraus auch an den Kosten nicht beteilige. 

Abg. Spoorendonk zeigt sich überrascht, über das Problem. Die Europa-Union habe sich be-

reit erklärt, den Landtag bei der Bürgeranhörung, die aus Kostengründen auf eine Fragebo-

genaktion reduziert worden sei, zu unterstützen. Man könne deshalb nicht sagen, dass der 

Fragebogen allein eine Angelegenheit der Europa-Union sei. 

Die Vorsitzende, Abg. Höfs, betont ebenfalls, dass die Durchführung der gesamten Anhörung 

Sache des Landtages sei. Auch für sie sei die Durchführung der Fragebogenaktion ein Teil der 

Bürgeranhörung und damit nicht ausschließlich Sache der Europa-Union. 

Abg. Fischer stellt fest, dass der Ablauf, der auf dem Entwurf der Landtagsverwaltung für die 

Veranstaltung vorgesehen sei, dass widerspiegele, was im kleineren Kreis besprochen worden 

sei. Damit habe er kein Problem. Es bleibe also allein die Rolle des Fragebogens zu klären.  

LP Kayenburg bestätigt, dass man sich darauf geeinigt habe, dass die Europa-Union den Fra-

gebogen verteile, er aber auch im Landeshaus ausgelegt werden könne. Die ganze Aktion sol-

le auch nicht an den im Konzept vorgesehenen 650 € für die Herstellung der Fragebögen 

scheitern. Für ihn sei jedoch wichtig, dass ein Fragebogen, dessen Initiator offiziell der Land-

tag sei, auch Hand und Fuß habe. Der im Entwurf enthaltene Fragebogen erfülle diese Anfor-

derungen seiner Meinung nach nicht.  
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Abg. Höfs weist darauf hin, dass ein wissenschaftlich begleiteter Fragebogen aufgrund der 

vorhandenen finanziellen Möglichkeiten nicht in Frage gekommen sei, deshalb habe man ver-

sucht, selbst Fragen zu formulieren. 

Abg. Spoorendonk hält es für problematisch, dass der Landtag einen Antrag beschließe, mit 

dem er eine Bürgeranhörung fordere, der Landtagspräsident hierzu aber eine andere Position 

einnehme. Unabhängig davon schlage sie vor, eine Umformulierung der Fragen vorzuneh-

men, wenn diese als problematisch angesehen würden.  

Abg. Herbst stellt fest, dass der Fragebogen ein allgemeiner Europafragebogen sei, jedoch die 

Fragestellung, die in dem beschlossenen interfraktionellen Antrag angesprochen werde, nicht 

adäquat wiedergebe. Deshalb unterstütze er den Vorschlag, sich die Fragen noch einmal anzu-

sehen und sie gegebenenfalls umzuformulieren. 

Abg. Matthiessen schlägt vor, dass sich die Sprecher der Fraktionen am Rande der nächsten 

Plenartagung zusammensetzen und über eine Änderung der Fragen nachdenken sollten. 

Abg. Fischer stimmt diesem Verfahrensvorschlag zu und schlägt vor, in der heutigen Aus-

schusssitzung den ersten und dritten Teil des vorgelegten Entwurfs für die Veranstaltung einer 

Bürgeranhörung zur Zukunft Europas am 6. Juli 2007 zu genehmigen und den Fragebogen 

noch einmal zu überarbeiten. 

LP Kayenburg erklärt sich ebenfalls mit dem ersten und dritten Teil des Veranstaltungsent-

wurfs einverstanden. Auch über die 650 € für den Fragebogen könne man noch einmal reden. 

Von ihm aus sei die Finanzierung durch den Landtag kein Problem. Er sei jedoch nach wie 

vor der Auffassung, dass der Fragebogen als Fragebogen der Europa-Union verteilt und be-

antwortet werden sollte. 

Die Vorsitzende, Abg. Höfs, stellt das Einvernehmen des Ausschusses über den ersten und 

dritten Teil der Veranstaltungsplanung für eine Bürgeranhörung zur Zukunft Europas am 

6. Juli 2007 im Schleswig-Holsteinischen Landtag auf der Grundlage des Entwurfs des Euro-

pareferats vom 13. Februar 2007 fest. Als Termin für ein Treffen der Sprecher der Fraktionen 

zur Überarbeitung des Fragebogens wird Mittwoch, der 21. Februar 2007, in der Mittagspause 

des Landtages, verabredet. 
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Punkt 4 der Tagesordnung: 

Verschiedenes 

Abg Fischer erinnert an die Inaussichtnahme der Durchführung einer Anhörung zur Nordsee-

kooperation und bittet um Vorbereitung und Terminvorschlag. 

Die Vorsitzende, Abg. Höfs, schließt die Sitzung um 12:35 Uhr. 

 

 

 gez. Astrid Höfs   gez. Dörte Schönfelder 

 Vorsitzende    Geschäfts- und Protokollführerin 
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